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Sehr geehrte Frau Bundesministerin,

 

Mit der Novelle zum Schulorganisationsgesetz wird der bisher bestehende integrative Schulversuch in Polytechnischen Schulen in den Regelschulbereich übernommen und die Haushaltungsschulen für Jugendliche mit Behinderungen geöffnet.

Die Novelle ist ein begrüßenswerter Versuch einen Schritt in Richtung eines inklusiven Bildungssystems in Österreich zu setzen. Jedoch ist im Zusammenhang mit der vorliegenden Novelle zu bedenken, dass viele Jugendliche mit Behinderungen eine längere Entwicklungs- und Reifezeit benötigen, um sich kognitive, lebenspraktische und persönliche Kompetenzen anzueignen und um eine Berufsentscheidung treffen zu können. Sie werden daher auch nach dem 9. Schuljahr ihre Schullaufbahn fortsetzen wollen. Durch den Ausschluss sämtlicher weiterführenden Schultypen für Jugendliche mit SPF, insbesondere der berufsbildenden mittleren Schulen gewerbliche, technische und kunstgewerbliche Schulen, sozialberufliche Schulen und land- und forstwirtschaftliche Schulen, bleibt ihnen lediglich die Möglichkeit, die Sonderschule zu besuchen (§ 32 SchUG). Darüber hinaus mutet man damit SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die aus der Integration kommen, einen zweimaligen Schulwechsel zu (am Ende der 8. und am Ende der 9. Schulstufe).

Um allen Kindern bzw. Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit einer umfassenden Ausbildung und Förderung im Sinne der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu ermöglichen, ist das Schulsystem grundlegend zu reformieren.

Die im folgenden beispielhaft aufgezeigten Maßnahmen wären mit einem festgelegten Stufenplan unter Partizipation der Menschen mit Behinderungen und deren Organisationen jedenfalls zu erarbeiten und umzusetzen:

· Gesetzliche Verankerung des Menschenrechtes auf inklusive Bildung basierend auf der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen in der österreichischen Bundesverfassung sowie in allen relevanten Gesetzgebungen. Anpassung bestehender Gesetze an die UN-Konvention;

· Abschaffung der Sonderschulen und Restrukturierung der sonderpädagogischen Zentren zu Schulen für alle Kinder (Entkoppelung der Funktionen von Sonderschulen und SPZ; SPZ als regionale Anlaufstelle zur Beratung von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf; Umbau zu pädagogischen Zentren).
· Verankerung von gesetzlichen Grundlagen zu inklusiver Bildung auf der gesamten Sekundarstufe II einschließlich der land- und forstwirtschaftlichen Schulen sowie aller privaten Bildungseinrichtungen.
· Steigerung der Qualität der pädagogischen Umsetzung inklusiver Bildung und ausreichend individuelle Unterstützungsmaßnahmen.
· Strukturelle Änderung zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs (die dafür verbundene Ressourcenvergabe ist nicht am einzelnen Kind festzumachen, sondern Aufgabe des gesamten Systems), angemessene materielle Ausstattung, Präzisierung und bundesweite Verankerung der förderlichen Rahmenbedingungen in Bezug auf KlassenschülerInnenhöchstzahl, Anteil der Kinder mit SPF in Klassen, zusätzlicher LehrerInneineinsatz, Ganztagesbetreuung auch für schwer beeinträchtige Kinder.
· Gewährleistung von angemessenen Vorkehrungen.
· Diskriminierungsfreier Zugang zur LehrerInnenausbildung an Pädagogischen Hochschulen;
Die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs ersucht Sie dringend, die Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Bildungsbereich zügig voran zu treiben und vor allem die zwei Hauptforderungen, nämlich Gewährleistung aller Fördermaßnahmen in Regelschulen, damit Sonderschulen als Orte der Exklusion abgeschafft werden können und Inklusion in allen Schularten so auch im Bildungsbereich der Sekundarstufe II umzusetzen.

Mit freundlichen Grüßen
Mag. Michael Svoboda
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